Verwendungshinweis (für euch intern oder für die Nutzer)
· Dieses Schreiben wird parallel
– an die zuständige Landesrundfunkanstalt,
– an das ZDF,
– an das Deutschlandradio
gesendet.
· Per Einwurf-Einschreiben oder Fax mit Sendebericht.
· Eine Kopie geht jeweils an das Verwaltungsgericht (zur Akte).
· Ziel:
Verfahren nicht entscheidungsreif machen und Amtsermittlung erzwingen (§ 86 VwGO).

Warum dieses Vorgehen strategisch stark ist
· Das Gericht kann Beweisanträge nicht einfach ignorieren (§ 86 Abs. 2 VwGO).
· Die Verfahren sind nicht mehr entscheidungsreif.
· Die Rundfunkanstalten geraten in eine sekundäre Darlegungslast, die sie faktisch kaum erfüllen können.
· Es erzwingt entweder
– Zeugenladungen,
– Sachverständigengutachten,
– oder eine Vertagung / Aussetzung.
Kurz gesagt:
👉 Das ist kein Symbolantrag.
👉 Das ist prozessuales Brecheisen.


Warum diese zusätzlichen Anschreiben so wichtig sind
Der Anwalt verfolgt damit drei Ziele gleichzeitig:
1. Die Klagen aus der „Entscheidungsreife“ holen
Die Verwaltungsgerichte (Lüneburg, Berlin etc.) haben genau das gemacht:
„Der Kläger behauptet nur, liefert aber nichts Konkretes → entscheidungsreif → Klage abweisen.“
👉 Mit förmlichen Auskunftsanträgen an
· die eigene Landesrundfunkanstalt,
· das ZDF und
· Deutschlandradio
wird genau das verhindert.
Denn:
· Solange diese Anträge unbeantwortet sind,
· solange Daten noch gesichert werden müssen,
· solange offen ist, ob und wie Soll-Ist-Kontrollen existieren,
ist das Verfahren nicht entscheidungsreif (§ 86 VwGO).

Warum an alle drei (LRA, ZDF, DLF)?
Das ist kein Formalismus, sondern inhaltlich zwingend:
· Der Rundfunkbeitrag finanziert das gesamte System, nicht nur die eigene LRA.
· Das BVerwG (15.10.2025 – 6 C 5.24) verlangt ausdrücklich eine Gesamtbetrachtung des Programmauftrags.
· Meinungsvielfalt, Ausgewogenheit und Staatsferne lassen sich nicht isoliert pro Anstalt bewerten.
👉 Wer nur die eigene LRA anschreibt, lässt dem Gericht die Hintertür:
„Unvollständiger Sachvortrag – keine Gesamtanalyse.“

Was diese Schreiben prozessual bewirken
Ganz nüchtern:
1. Sekundäre Darlegungslast kippt zur Rundfunkanstalt
· Die Kläger müssen nicht beweisen, dass es keine Vielfalt gibt.
· Die Rundfunkanstalten müssen darlegen,
wie sie Vielfalt messen, kontrollieren und sichern.
2. Beweisvereitelung wird thematisierbar
· Wird nicht geantwortet → Verfahrensverzögerung durch den Beklagten
· Werden Daten gelöscht → massiver Rechtsverstoß
· Wird nur allgemein geantwortet → unzureichend, neue Beweisanträge möglich
3. Grundlage für Sachverständigengutachten
· Erst mit diesen Daten kann ein Gutachten erstellt werden,
· das die Schwelle zur Amtsermittlungspflicht des Gerichts überschreitet.

Wie ihr das strategisch sauber kombiniert
1. Schritt 1: Anschreiben an ÖRR (außergerichtlich, aber formal)
· Genau mit dem Muster von Dr. von Herget
· Einzeln an:
· eigene Landesrundfunkanstalt
· ZDF
· Deutschlandradio
· Mit Fristsetzung
· Abschrift an das Gericht
👉 Damit ist der Richter gezwungen, das zur Kenntnis zu nehmen.

2. Schritt 2: Beweisantrag im Gerichtsverfahren
Parallel (oder kurz danach):
· Beweisantrag auf
· Ladung sachverständiger Zeugen (z. B. Mediatenor)
· hilfsweise: Einholung eines gerichtlichen Sachverständigengutachtens
· Bezug auf:
· ausstehende Auskünfte
· gesicherte / noch zu sichernde Programmdaten
· BVerwG 6 C 5.24, Rn. 48, 50
👉 Ein solcher Antrag kann nur per Beschluss abgelehnt werden.
Und der muss begründet sein.

Warum das genau der richtige Kurs ist (auch politisch)
Ihr tut nicht:
· Gesetze ignorieren
· Zahlungen „einfach verweigern“
· Richter angreifen
Ihr tut:
· das, was der Rechtsstaat selbst verlangt:
· Aufklärung,
· Nachvollziehbarkeit,
· Beweisführung.
Wenn das System daran scheitert,
scheitert es nicht an euch, sondern an seiner eigenen Konstruktion.

Kurz gesagt – für euch intern
Der Beitragsstopper wird jetzt von einer reinen Abwehrstrategie
zu einer Aufklärungs- und Beweisstrategie.
Das ist:
· juristisch sauber,
· prozessual klug,
· und genau das, was die Gerichte nicht mehr einfach abbügeln können.
Wenn du willst, mache ich dir als Nächstes:
· eine einheitliche Handlungsanweisung für alle Kläger (1 Seite),
· oder eine saubere Musterbegründung, warum diese Auskunftsanträge zwingend sind,
· oder eine gerichtsfeste Beweisantrags-Vorlage, die jeder nutzen kann.
Sag mir, was ihr zuerst braucht.

